
bildet die Grundlage eines kollektiven Bauernhofes. ______________ (S. 192).1”
„Ausserdem ist es notwendig, dass die Familien- und Arbeitsgemein­
schaft vom wirtschaftlichen Standpunkt den Kollektiven angeschlossen 
bleibt. Dieser Grundsatz geht aus Artikel 9 der Verfassung hervor, in 
welchem von den Bauern als Mitglieder der landwirtschaftlichen Kol­
lektive die Rede ist. Damit also eine Familien- und Arbeitsgemeinschaft 
als kollektiver Bauernhof angesehen werden kann, ist es notwendig, dass 
die Mitglieder dieses Hofes mit dem vollendeten 16. Lebensjahr auch
Mitglieder der landwirtschaftlichen Kollektive werden, ................................ dass sie
das vorgeschriebene Minimum an Arbeitstagen erfüllen, und dass das 
auf Grund dieser Arbeitstage erzielte Einkommen die Hauptquelle für 
die Existenz dieses Hofes bildet. (S. 192).1”
„Das Nutzungs- und Verfügungsrecht über die Güter, welche persön­
liches Eigentum des Kollektivbauernhofes sind, werden durch alle Mit­
glieder dieses Bauernhofes gemeinsam ausgeübt. Keiner der Mitglieder 
dieser Familien kann ohne Zustimmung der anderen über irgendeinen 
Teil der Güter des Hofes verfügen.” (S. 194).
„Weil alle Gemeinschaftsgüter des Hofes den Mitgliedern in ihrer Ge­
samtheit angehören, können diese Güter im Falle des Todes einem der 
Mitglieder des Hofes auch nicht durch Erbschaft übertragen werden. 
Nur wenn das letzte Mitglied dieser Familie stirbt, können die genann­
ten Güter durch Erbschaft übertragen werden .............................. ” (S. 195).
„Was geschieht, wenn ein Mitglied des Hofes des zur Kollektive ge­
hörenden Bauern eine andere Person beerbt, die nicht Mitglied des 
Hofes ist, z.B. wenn es sich bei dem Erblasser um einen Arbeiter in der 
Stadt oder um einen nicht kollektivierten Bauern handelt? Keine 
Schwierigkeit besteht, wenn sich die Erbschaft auf industrielle Konsum­
güter beschränkt. In diesem Falle werden sie von dem Kollektivbauern 
übernommen und gehen in sein persönliches Eigentum über. Die Schwie­
rigkeit besteht dann, wenn die Erbschaft aus Produktionsgütern besteht, 
welche, hätten sie dem Kollektivbauern schon zurzeit seines Eintritts in 
die Kollektive gehört, der Einbringungspflicht in die Kollektivwirtschaft 
unterlegen wären, z.B. Boden, oder wenn es sich um Güter handelt, welche 
unter den gleichen Umständen nicht der Einbringungspflicht in die Kol­
lektive unterlegen wären, sondern im Eigentum des Hofes des Betreffen­
den Kollektivbauern hätten belassen werden müssen, z.B. geringwertiges 
landwirtschaftliches Inventar, das für die Bearbeitung der in der Nutz- 
niessung des Hofes belassenen Landparzelle benötigt wird.
Im ersten Falle gehen die betreffenden Werte in das Eigentum der land­
wirtschaftlichen Kollektive über, der der betreffende Bauernhof ange­
hört, weil solche Werte nur Gegenstand des kooperativ-kollektivistischen 
Eigentums sein können ....................” (S. 195).

Die folgenden Dokumente beweisen, dass formell der Eintritt und 
Austritt aus den Kollektivwirtschaften freiwillig erfolgt. Da das 
Ziel der Kommunisten aber die möglichst baldige Gesamtkollek­
tivierung der Landwirtschaft ist, wird der „Freiwilligkeit” durch 
rigorose Massnahmen nachgeholfen.

DOKUMENT 82
(UNGARN)

„............... Zuerst spricht der Kolchosvorsitzende Ferenc Kanar. Er be­
richtet, dass er einen Tag nach der Rede des Ministerpräsidenten Imre 
Nagy *) bemerkte, dass vor dem Haus der Familie Harmadas um 12 Uhr 
nachts noch eine grosse Menschenmenge stand. Man hat Unterschriften 
für Austrittsprotokolle gesammelt. In dieser einen Nacht haben mehr als 
90 Menschen ihren Austritt erklärt. „Wir hätten schon damit fertig 
werden können, wenn” — sagte Jenö Szatai — „der Volksrat nicht so 
grosse Fehler begangen hätte. Seien wir ehrlich, der Volksrat wollte aus 
dem Dorf mit aller Gewalt ein sozialistischen Dorf machen. Man hat

*) Anmerkung des Herausg.: Rede betr. Einführung des neuen Kurses,

399


